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anzeige

Der neue Gesundheitsartikel ist liederlich formuliert und weist in die falsche Richtung

Krankenkassen sollten nicht mehr Macht bekommen
katrin holenstein, Bern

Es fängt bereits beim 
Formalen an: Dass ein 
derart schlecht formu­
lierter, unklarer Text in 
die Verfassung kommen 
soll, ist ein Ärgernis. Der 
Gesundheitsartikel ist 

verschwommen, nebulös und steckt 
voller Andeutungen, ohne dass klar de­
klariert würde, was eigentlich be­
zweckt wird.

LAUSIG. Das lausige Resultat erstaunt 
nicht: In aller Eile und auf Drängen der 
FDP wurde der Artikel zusammenge­
schustert und durchs Parlament ge­
drückt – als Gegenvorschlag zur Prä­
miensenkungsinitiative der SVP. Diese 
Übung geschah ohne jede Not, denn 
die SVP-Initiative, die eine starke Re­
duktion der medizinischen Leistungen 
verlangte, wäre an der Urne chancen­
los gewesen. Die SVP stieg denn auch 
dankbar auf das Angebot eines Gegen­
vorschlags ein und zog ihre Initiative 
zurück.
Der verschwommene Text darf aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
die Befürworter eine klare Stossrich­
tung verfolgen. Was FDP, SVP und dem 
Krankenkassenverband Santésuisse 
vorschwebt, ist ein liberalisierter Ge­
sundheitsmarkt, in dem der Staat nur 
noch das Notwendigste regelt. Wo heu­

te noch Kantone und der Bund das Sa­
gen haben, sollen in Zukunft die Kas­
sen bestimmen. 
Da stellt sich natürlich die Frage, wel­
che Legitimation die Krankenkassen 
überhaupt haben, um über Spitalange­
bot, Arztpraxen und Therapieplätze zu 
bestimmen? Was gibt ihnen die Kom­
petenz, als privatwirtschaftliche Unter­

nehmen plötzlich die Geschicke unse­
res Gesundheitswesens zu lenken? 
Eine solche Vollmacht hat ihnen bisher 
niemand erteilt, und würde die Frage 
an der Urne gestellt, wäre das Nein der 
Bürger und Bürgerinnen mit Sicherheit 
wuchtig. 

gefährlich. Das Misstrauen gegen 
mächtige Krankenkassen ist begrün­
det. Krankenkassen sind Versicherun­
gen und zum haushälterischen Um­
gang mit den Geldern ihrer Versicher­
ten verpflichtet. Sie sind also darauf er­
picht, möglichst wenig Leistungen fi­

nanzieren zu müssen. Dass sie damit 
im Gesundheitswesen eine wichtige 
Bremsfunktion erfüllen, ist unbestrit­
ten. Hätten es die Kassen aber in der 
Hand, selber über das Angebot zu ent­
scheiden, würden nicht nur Spitäler 
geschlossen und Ärzte aus der Grund­
versicherung ausgesperrt. Um Kosten 
zu senken, könnte das Versorgungsan­
gebot auch gezielt verknappt werden: 
Wenn weniger Ärzte arbeiten und we­
niger Operationssäle zur Verfügung 
stehen, wird auch weniger behandelt, 
was entsprechend weniger kostet. 
Die Konsequenzen sind aus anderen 
Ländern bekannt: Die Wartezeiten 
werden länger, das Angebot kleiner. 
Wer es sich leisten kann, schliesst für 
teures Geld eine Privatversicherung 
ab, wovon die Krankenkassen wiede­
rum profitieren. Um eine solche Ent­
wicklung in der Schweiz zu verhin­
dern, braucht es weiterhin eine starke 
Position der Kantone. 

unnötig. Es kommt ein dritter Grund 
hinzu, den Gesundheitsartikel am  
1. Juni abzulehnen: Er ist unnötig. Das 
Schweizer Gesundheitswesen ist längst 
kein ineffizienter, heimatgeschützter 
Betrieb mehr, wie dies FDP, SVP und 
Krankenkassen gerne darstellen. Der 
Druck zu mehr Leistung bei weniger 
Kosten hat längst auch Arztpraxen und 

Spitäler erreicht. Mit den neuen Fall­
kostenpauschalen (DRG) etwa, die in 
ein paar Jahren in der ganzen Schweiz 
eingeführt werden, wird der Kosten­
druck auf die Spitäler weiter steigen. 
Private und staatliche Spitäler werden 
sich zudem den Krankenkassen gegen­
über erklären müssen, wenn sie teure 
Ausbauten planen oder in neue Appa­
raturen investieren wollen. Die Kassen 

werden also mit dem neuen Finanzie­
rungssystem gestärkt. Es werden je­
doch weiterhin die Kantone sein, die 
entscheiden können, welche Spitäler 
in die Grundversorgung eingebunden 
werden und auf die Spitalliste kom­
men. Solche konkreten, technisch an­
spruchsvollen Projekte sind es, die das 
Gesundheitswesen schrittweise voran­
bringen. Ein diffuser Verfassungsarti­
kel mit unklaren Liberalisierungsideen 
ist in diesem Prozess unbrauchbar.
katrin.holenstein@baz.ch

Welche Legitimation 
haben die Kassen, 
über Spital- und  
Therapieangebot zu 
entscheiden? 

Fernduell in 
sieben Akten
MARTIN FURRER

Duelle sind gefährlich: Man verliert 
Schweiss, Blut, vielleicht das Leben. Fern­
duelle schonen die Gesundheit: Man kann 
Mut zeigen, ohne Mut beweisen zu müs­
sen. Christoph Blocher und Rudolf Fried­
rich führen uns dieser Tage die hohe 
Kunst des risikolosen Fernduells so ele­
gant wie exemplarisch vor. Schauen wir 
also genauer hin.
Lektion eins: Wirfst Du den Fehdehand­
schuh, schlag Krach dabei. Vier Wochen 
ist es her, da zeigte sich alt FDP-Magistrat 
Friedrich in einem Inserat «zutiefst em­
pört» über die Forderung der SVP an Bun­
desrätin Eveline Widmer-Schlumpf, aus 
der Partei auszutreten. Dies beweise «un­
demokratisches, ja diktatorisches Verhal­
ten.»
Lektion zwei: Wenn der Fehdehandschuh 
bei Dir landet, reagiere schnell. Vierund­
zwanzig Stunden später lud die SVP 
Friedrich per Communiqué zur «öffentli­
chen Auseinandersetzung über die hier­
zulande herrschende politische Kultur» 
ein – «unter neutraler Gesprächsleitung, 
an einem von Rudolf Friedrich zu bestim­
menden Ort».
Lektion drei: Ändere die vom Gegner dik­
tierten Spielregeln. Friedrich ging auf die 
SVP-Offerte ein – aber nur in Form eines 
Streitgesprächs in einer Zeitung, «nicht in 
einer Show-Veranstaltung à la Albisgüet­
li», so Friedrich.
Lektion vier: Stelle den Herausforderer 
als Feigling dar. «Das ist hochnäsig», kon­
terte Blocher darauf im «Blocher-TV»: 
Trete Friedrich nicht öffentlich an, sei das 
«gegen die politische Kultur» der direkten 
Demokratie, wo Politiker «vors Volk hin­
zustehen pflegen».
Lektion fünf: Unterstelle dem Herausge­
forderten böse Absichten. «Eine öffentli­
che Diskussion lehne ich kategorisch ab», 
sagte Friedrich gestern zur baz: Blocher 
wolle sich mit einer «Klamaukveranstal­
tung» bloss in Szene setzen.
Lektion sechs: Komme dem Heraus­
forderer scheinbar entgegen. Man habe 
Friedrich am 18. April brieflich Alter­
nativen – eine Debatte in Zeitungen, in 
Radio oder Fernsehen – angeboten, be­
hauptete SVP-Sprecher Alain Claude 
Hauert gestern gegenüber der baz.  
Doch seither habe man nichts mehr 
gehört. Hauert: «Der Ball liegt jetzt bei 
Friedrich.»
Lektion sieben: Schaffe Verwirrung. «Die­
ser Brief», so Friedrich gestern, «muss per 
D-Post unterwegs sein: Ich habe ihn je­
denfalls bis heute nicht erhalten.»
Lektion acht: Duellanten können die Lust 
am Duell – aber mit ihren Ausflüchten 
schnell auch ihr Gesicht verlieren.

«Klima der Fremdenfeindlichkeit» erregt Anstoss
Die Schweiz muss vor dem UNO-Menschenrechtsrat in Genf Red und Antwort stehen

PIERRE SIMONITSCH, Genf

Vertreter von rund 40 Staa-
ten wollten gestern in Genf 
wissen, wie es die Schweiz 
mit den Menschenrechten 
und Grundfreiheiten hält.

«Wieso gibt es in 38 Pro­
zent der Schweizer Haushalte 
Schusswaffen, wo doch die 
Schweiz ein so sicheres und ru­
higes Land ist?», wunderte sich 
der Botschafter Haitis bei den 
Vereinten Nationen in Genf. 
Drei Stunden dauerte die De­
batte im Menschenrechtsrat, 
und die Teilnehmer kamen 
nicht unvorbereitet. Die Ukrai­
ne verlangte von den Schwei­
zer Behörden ein schärferes 
Vorgehen gegen Menschen­
handel und sexuelle Ausbeu­

tung. Chile beklagte, dass die 
berufliche Gleichstellung der 
Geschlechter in der Schweiz 
nur auf dem Papier stehe. Dele­
gierte aus verschiedenen Kon­
tinenten rügten das «Klima der 
Fremdenfeindlichkeit», das 
von «gewissen politischen Par­
teien» mit «rassistischen Plaka­
ten» angeheizt werde. Die EU 
riet der Schweiz, ein nationales 
Menschenrechtsorgan zu 
schaffen.

befürchtungen. Der fenster­
lose Konferenzsaal im moder­
nen Trakt des Genfer Völker­
bundpalastes, der Hunderten 
Delegierten, Beobachtern und 
Medienleuten Platz bietet, war 

gut besucht, als Bundesrätin 
Micheline Calmy-Rey ihre Poli­
tik verteidigte und Schweizer 
Eigenheiten erläuterte.

Etliche Staaten äusserten 
Befürchtungen, dass die Ab­
stimmung am 1. Juni über die 
Einbürgerungsinitiative der 
SVP zu einer Verletzung der in­
ternationalen Rechtsnormen 
führen könnte. Nicht nur die 
Herkunftsländer der meisten 
Migranten, sondern auch eu­
ropäische Aufnahmestaaten 
wie Finnland, Belgien und Nor­
wegen stellten besorgte Fra­
gen.

Calmy-Rey begrüsste den 
«offenen Dialog», wies aber 
Kritiken an der Schweizer Asyl­

politik zurück. Sie bezog sich 
auf Rechtsgutachten, wonach 
auch eine Annahme der SVP-
Einbürgerungsinitiative nicht 
gegen Konventionen verstos­
sen würde, denen die Schweiz 
beigetreten ist. Die Aussenmi­
nisterin meinte aber, dass die 
Globalisierungsängste in der 
Bevölkerung einen «Rückzug 
in sich selbst» bewirkt hätten.

PERIODISCHE ÜBERPRÜFUNG. 
Die Diskussion auf dem inter­
nationalen Podium hat nichts 
mit Feindseligkeit gegenüber 
der Schweiz zu tun, sondern 
gehört zu den neuen Prozedu­
ren des UNO-Menschenrechts­
rats, an dessen Schaffung die 

Schweiz aktiv mitwirkte. Diese 
Prozedur heisst «universelle 
periodische Überprüfung».

EXAMEN. Seit dem 7. April 
müssen sich alle Staaten der 
Welt nacheinander einem Exa­
men stellen. Der Prüfstand ist 
einer der wenigen Fortschritte, 
die der Menschenrechtsrat seit 
seiner Gründung 2006 ge­
macht hat. Auch die Nichtre­
gierungsorganisationen dür­
fen Missstände aufzeigen. Die 
Schweizer NGO haben davon 
reichlich Gebrauch gemacht. 
Sie beanstandeten unter ande­
rem die «vielfältige Diskrimi­
nierung» der etwa 30 000 Sinti 
und Roma in der Schweiz.

krankenkassen-
artikel

Eidgenössische  
Abstimmung 
1. Juni 2008

Es gibt Reisen, die sich nicht in Worte fassen lassen.
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